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Beschlussvorschlag der Verwaltung:   

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit beschließt die Zuziehung gemäß § 33 
Absatz 3 Gemeindeordnung von Herrn Dr. phil. Christoph Rott, Diplom-Psychologe im 
Institut für Gerontologie, Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg. 
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Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit 
vom 20.09.2016 

Ergebnis: einstimmig beschlossen 
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Begründung: 

Herr Dr. Christoph Rott vom Institut für Gerontologie soll über die Relevanz von Bewegung im Alter, 
insbesondere dem Nutzen für die eigene Gesundheit und für den Erhalt der Selbstständigkeit in der 
eigenen Häuslichkeit, berichten. Außerdem wird er auf das gemeinsame Projekt „Senioren-
Aktivitäts-Programm“ eingehen. Mit Herrn Dr. Rott wurde eine Redezeit von maximal 10 Minuten 
vereinbart und dass er gegebenenfalls für Rückfragen zur Verfügung steht.  

gezeichnet 
Dr. Joachim Gerner 
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